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1
Einleitung

Ein neuer Leitgedanke in der aktuellen
Personal- und Tarifpolitik besteht darin,
dass moderne Arbeitnehmer maßgeschnei-
derte Arbeitsbedingungen wünschen. Eine
solche Maßarbeit soll durch einen Tarifver-
trag à la carte, der mitunter auch als Wahl-
tarifvertrag (Keuze-CAO) oder Cafeteria-
System bezeichnet wird, gewährleistet wer-
den. Im Rahmen eines Tarifvertrags à la
carte wird den Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen die Möglichkeit eingeräumt,
aus einem vereinbarten Paket an Leistun-
gen und Arbeitsbedingungen in bestimm-
ten zeitlichen Abständen – z.B. einmal pro
Jahr – die ihm/ihr angenehme Kombina-
tion zu wählen. Initiiert wurden solche Re-
gelungen ursprünglich durch ein nationa-
les Abkommen zwischen den niederländi-
schen Sozialpartnern, d.h. den nationalen
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän-
den, die sich 1993 im Rahmen der Stiftung
der Arbeit (Stichting van de Arbeid) auf
einen „neuen Kurs“ – so der Titel des Ab-
kommens (Een nieuwe koers) – verständigt
hatten, der eine stärkere Dezentralisierung
der Tarifverhandlungen auf Betriebsebene
und eine Stärkung der Mitbestimmung
durch die Arbeitnehmer vor Ort zum Ziel
hat. Hierzu sollten in den bestehenden Ta-
rifverträgen mehr Differenzierungs- und
Wahlmöglichkeiten für Betriebe und die
einzelnen Arbeitnehmer eingeführt wer-
den.

Bis heute haben die Aussagen über die
vermeintlichen Vorteile von Tarifverträgen
à la carte jedoch einen stark hypothetischen
Charakter, da bislang kaum gesicherte em-
pirische Erkenntnisse über ihre Anwen-
dung vorliegen. Sofern überhaupt empiri-
sche Untersuchungen existieren, handelt es
sich hierbei zumeist um Meinungsumfra-
gen, in denen die – ex ante – formulierten
Wünsche der Arbeitnehmer bezogen auf
individuelle Wahlmöglichkeiten erfasst
werden (Visser/van Rij 1999; van den
Brekel/Tijdens 2000; van Putten/Thierry
2000). Bezogen auf ihre effektive Nutzung
variieren die Zahlen aus der begrenzten
Anzahl von Meinungsumfragen zwischen
12,5 % (Muconsult 2003) und 46 % (Hil-
lebrink et al. 2004) der Arbeitnehmer, die
tatsächlich von den tarifvertraglich ge-
sicherten Wahlmöglichkeiten Gebrauch
gemacht haben.
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In den vergangenen Jahren wurden in den Niederlanden in vielen Bereichen so genannte „Tarifverträge à la carte“ eingeführt, in denen
den Beschäftigten die Möglichkeit eingeräumt wird, innerhalb bestimmter definierter Grenzen zwischen verschiedenen Arbeitsbedin-
gungen „zu wählen“. In diesem Artikel wird die praktische Anwendung eines Tarifvertrags à la carte am Beispiel der Katholischen
Universität Nimwegen für den Zeitraum 2002–2004 analysiert. Die Resultate geben Anlass, sowohl den Nutzen für eine Mehrheit der
Beschäftigten als auch die betriebswirtschaftliche Effizienz dieser Regelungen zu bezweifeln. Der massenhafte Tausch von freien Tagen
für zusätzliches Entgelt setzt zudem auch ein Fragezeichen an die von den niederländischen Gewerkschaften bevorzugte Politik der
Arbeitszeitverkürzung und gleichzeitigen Lohnmäßigung.

In einem weiteren nationalen Abkom-
men der Stiftung der Arbeit aus dem Jahr
1999 wird unter dem Motto „Arbeits-
bedingungen nach Maß“ (Naar arbeids-
voorwaarden op maat) das Ziel differen-
zierter Tarifregelungen noch einmal be-
kräftigt. Über den Anteil der niederländi-
schen Arbeitsbevölkerung, die mittlerweile
unter eine tarifvertragliche Regelung fällt,
die in bestimmten Grenzen dem indivi-
duellen Arbeitnehmer Wahlmöglichkeiten
über die eigenen Arbeitsbedingungen ein-
räumt, lässt sich keine eindeutigen Aussa-
gen machen. Während eine im Auftrag der
niederländischen Gewerkschaften erstellte
Studie den Anteil auf 44 % beziffert (Hup-
kes 2003), sind es nach Ergebnissen einer
vom niederländischen Arbeitsministerium
in Auftrag gegebenen Studie lediglich 22 %
(Muconsult 2003).

Die niederländischen Tarifvertragspar-
teien sind der Auffassung, dass tarifver-
traglich gesicherte individuelle Wahlmög-
lichkeiten wesentlich dazu beitragen, dass
Arbeitnehmer ihre Arbeits- und Freizeit
(bzw. ihre „Privatzeit“, in der sie für andere
Personen Sorge tragen) besser kombinie-
ren können. Flexible Arbeitsbedingungen
würden zudem die Attraktivität von Ar-
beitgebern erhöhen, die Produktivität ver-
größern und Arbeitnehmer stärker an die
Unternehmen binden (Langedijk 1998;
1999). Sowohl dem Wohl der Arbeitneh-
mer als auch der Effizienz des Unterneh-
mens wären demnach durch diese Rege-
lungen gedient. Laut seinen Befürwortern
ergibt der Tarifvertrag à la carte also eine
klassische „win-win“-Situation.

Jos Benders, Dr., arbeitet an der Nijmegen

Management School der Katholischen Uni-

versität Nimwegen. Arbeitsschwerpunkte:

Arbeits- und Organisationsentwicklung

e-mail: J.Benders@nsm.kun.nl

Lei Delsen, Dr., arbeitet an der Nijmegen

Management School der Katholischen Uni-

versität Nimwegen. Arbeitsschwerpunkte:

Arbeitszeitpolitik

e-mail: L.Delsen@nsm.kun.nl.

Jeroen Smits, Dr., arbeitet an der Nijmegen

Management School der Katholischen Uni-

versität Nimwegen. Arbeitsschwerpunkte:

Arbeitsmarkt, Bildung, soziale Ungleichheit

e-mail: Jeroen.Smits@nsm.kun.nl

Medion
wsistempel



364 WSI Mitteilungen 7/2004

In diesem Aufsatz sollen einige Erfah-
rungen in der praktischen Umsetzung mit
einem Tarifvertrag à la carte anhand des
Beispiels der Katholischen Universität
Nimwegen (Katholieke Universiteit Nij-
megen) erörtert werden. Zunächst werden
die tatsächliche Nutzung der individuellen
Wahlmöglichkeiten und die dahinter ste-
henden Motive untersucht. Danach wer-
den die tatsächlich vollzogenen Wahlent-
scheidungen analysiert. Abschließend wer-
den Schussfolgerungen für die allgemeine
Diskussion um den Tarifvertrag à la carte
gezogen.

2
Nutzung des Tarifvertrags
à la carte durch 
die Beschäftigten

Das Wahlmodell über die Arbeitsbedin-
gungen an der KU Nimwegen (Keuze-
model Arbeidsvoorwaarden KU Nijme-
gen) ist im Jahre 2002 eingeführt worden,
nachdem der Arbeitgeberverband der nie-
derländischen Universitäten und die Ge-
werkschaften bereits im Jahr 2000 hier-
zu eine Tarifvereinbarung abgeschlos-
sen hatten. Die Beschäftigten der KU Nim-
wegen haben demnach die Möglichkeit,
zwischen verschiedenen Arbeitsbedingun-
gen zu wählen und ihre Wahl in ein eigens
hierfür entworfenes Internetprogramm
einzutragen. Die Einführung des tarif-
lichen Wahlmodells wurde von einer breit
angelegten Informationskampagne beglei-
tet. Alle Arbeitnehmer wurden in einem
persönlichen Brief über das Wahlmodell
informiert. Zusätzlich wurden Informati-
onsbroschüren verteilt und ein Artikel in
der Universitätszeitung veröffentlicht. Für
das eigens eingerichtete Internetportal ha-
ben alle Beschäftigten ein eigenes Kenn-
und Passwort erhalten. Gleichzeitig werden
die Nutzungsmöglichkeiten des Wahl-
modells und die hiermit verbundenen
steuerlichen Konsequenzen im Internet
ständig aktualisiert. Schließlich erhält auch
jeder neu eingestellte Arbeitnehmer aus-
führliche Informationen zumWahlmodell.

Trotz dieser umfangreichen Informati-
onskampagne durch die Universität hat
bislang lediglich eine Minderheit der Be-
schäftigten von den tarifvertraglich verein-
barten Wahlmöglichkeiten Gebrauch ge-
macht (Tabelle 1). In den Jahren 2002 und
2003 haben gerade einmal knapp 18 % der

Beschäftigten an dem Wahlmodell partizi-
piert. Im Jahre 2004 ist dieser Anteil auf
24 % angestiegen. Nach wie vor scheint die
große Mehrheit der Beschäftigten kein
Interesse an den Wahlmöglichkeiten zu
haben. Dabei ist die Beteiligung bei den
Wissenschaftlern noch einmal deutlich
niedriger als bei den nicht-wissenschaft-
lichen Mitarbeitern.

Die geringe Teilnahme an dem Wahl-
modell kann erstens darauf zurückgeführt
werden, dass es sich noch um ein relativ
neues Modell handelt und viele Beschäftig-
te erst einmal eine abwartende Haltung
einnehmen. Zweitens ist es auch möglich,
dass die gegebenen Wahlmöglichkeiten für
die Beschäftigten kaum attraktiv sind (van
Putten/Thierry 2000). Drittens werden
auch technische Probleme mit der Anwen-
dung des Internet-Programms als Erklä-
rung aufgeführt. Gegen letzteres spricht
allerdings die Tatsache, dass bei dem 
PC-unerfahrenen nicht-wissenschaftlichen
Personal die Beteiligung deutlich über der
der Wissenschaftler liegt.

Auffallend ist, dass das Wahlmodell
deutlich öfter von Männern als von Frauen
in Anspruch genommen wird. Im Jahr
2004 haben 26 % aller männlichen, aber
nur 20 % aller weiblichen Beschäftigten
sich an dem Wahlmodell beteiligt. Mit 29 %
sind Vollzeitbeschäftigte deutlich stärker
vertreten als Teilzeitbeschäftigte, die nur
mit 17 % partizipieren. Differenziert nach
Einkommensgruppen liegt der Beteili-
gungsrad mit 31% bei dem obersten Vier-
tel deutlich über dem Beteiligungsrad von
nur 13 % bei dem untersten Viertel.

Frühere Forschungsarbeiten deuten
schließlich darauf hin, dass von Jahr zu Jahr
keineswegs immer die gleichen Beschäftig-
ten von den Wahlmöglichkeiten Gebrauch
machen, so dass über einen längeren Zeit-
raum ein deutlich größerer Beschäftigten-
anteil erreicht wird (van den Brekel/
Tijdens 2000; Hupkes 2003). Im Fall der
Universität Nimwegen kann dies jedoch
bislang (noch) nicht belegt werden. Die
Gruppe der an dem Wahlmodell partizi-
pierenden Beschäftigten weist im Gegenteil

eine relativ hohe Kontinuität auf. Von den
275 Beschäftigten, die in den Jahren 2002
und 2003 teilnahmen, waren 173 (63 %)
auch im Jahr 2004 wieder beteiligt. Dage-
gen haben sich von den 2.056 Beschäftig-
ten, die in den ersten beiden Jahren das
Wahlmodell nicht in Anspruch nahmen,
im Jahr 2004 nur 328 (16 %) beteiligt.

3
Die Nutzung der
Wahlmöglichkeiten

Neben der Beteiligungsquote an dem
Wahlmodell ist es ebenfalls interessant zu
erfahren, welche Regelungen die Beschäf-
tigten bei den Arbeitsbedingungen gewählt
haben. Prinzipiell haben die Beschäftigten
mit dem Tarifvertrag à la carte die Mög-
lichkeit, zwischen vier Austauschvarianten
zu wählen.

– Bei der ersten Variante „Geld gegen Zeit“
können die Beschäftigten eine bestimmte
Anzahl von Urlaubs- oder sonstigen freien
Tagen gegen zusätzliches Gehalt, einen PC
oder ein Fahrrad eintauschen.
– Bei der zweiten Variante „Geld gegen
Geld“ können z.B. vermögenswirksame
Leistungen (Spaarloon) gegen eine zusätz-
liche betriebliche Altersversorgung oder
ein Teil des Gehalts gegen ein günstig zu
leasendes Auto getauscht werden.
– Die dritte Variante „Zeit gegen Geld“
ermöglicht das „Kaufen“ von zusätzlichen
freien Tagen gegen den Verzicht auf einen
Teil des Gehalts.
– Die vierte Variante „Zeit gegen Zeit“ er-
möglicht den Beschäftigten, Arbeitszeit auf
langfristigen Arbeitszeitkonten zu sparen,
um diese später für ein Sabbatical oder ei-
nen vorgezogenen Ruhestand einzusetzen.

Frühere Untersuchungen kamen zu dem
Ergebnis, dass die Beschäftigten etwa zu
gleichen Anteilen zwischen allen vier Vari-
anten wählten (Muconsult 2003). Hupkes
(2003) gelangt dagegen zu dem Resultat,

Tabelle 1: Teilnehmer1) am Wahlmodell der KU Nimwegen nach
Beschäftigtengruppen

Insgesamt Wissenschaftler Nicht-wissenschaftliche Teilnehmer
(in %) (in %) Mitarbeiter (in %) (absolut)

2002 17,7 16,3 19,1 609
2003 17,6 15,1 20,2 625
2004 23,6 21,7 25,4 831

1) eingeschlossen sind Frauen und Männer
Quelle: Eigene Berechnungen; Daten der KU Nimwegen

Hans Böckler
Stiftung
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dass der Tausch von Urlaubstagen gegen
zusätzliches Gehalt eher selten gewählt
wurde. Van den Brekel/Tijdens (2000) ha-
ben dagegen heraus bekommen, dass Frau-
en und ältere Arbeitnehmer häufiger zu-
sätzliche Freizeit gegen Geld tauschen,
während Männer und Arbeitnehmer in
höheren Positionen eher auf Freizeit ver-
zichten und sich dies in Geld auszahlen las-
sen.

Im Falle der KU Nimwegen ist auffal-
lend, dass bei der Nutzung von tariflichen
Wahlmöglichkeiten jeweils mehr als zwei
Drittel der Beschäftigten auf freie Tage ver-
zichten, während nur knapp ein Drittel ein
geringeres Gehalt in Kauf nimmt (Tabelle
2). Deutlich öfter verzichten auf freie Tage
Vollzeitbeschäftigte gegenüber Teilzeit-
beschäftigten, Wissenschaftler gegenüber
Nicht-Wissenschaftlern und Höherver-
dienende gegenüber Niedrigverdienenden.
Jüngere Beschäftigte verzichten deutlich
seltener auf Gehalt als ihre älteren Kolle-
gen. Wäre der Tausch von Freizeit gegen
Geld pro Jahr nicht auf maximal fünf Tage
beschränkt, so würde von dieser Möglich-
keit wahrscheinlich noch extensiver Ge-
brauch gemacht werden. Beim Verzicht auf
Gehalt darf das Einkommen nicht unter
den Mindestlohn geraten.

Bei den Zielen, die die Beschäftigten der
KU Nimwegen im Rahmen der tarifver-
traglich geregelten Wahlmöglichkeiten an-
streben, steht der günstige Erwerb eines PC
ganz oben auf der Liste (Tabelle 3). In 
den Jahren 2002 und 2003 wurden 40 %, im

Jahr 2004 sogar 50 % des eingesetzten Ge-
samtbetrags hierfür verwendet. An zweiter
Stelle steht der Erwerb von zusätzlichem
Gehalt, für das im Jahr 2002 34 % der
eingesetzten Mittel verwendet wurden. In
den folgenden Jahren ist der Mitteleinsatz
für zusätzliches Gehalt jedoch deutlich
zurückgegangen. Für Fahrräder (man ist ja
in den Niederlanden!) und zusätzliche
Reisekosten werden jährlich 10 bis 15 % der
Mittel verwendet. Die beiden zuletzt ge-
nannten Ziele werden ebenso wie die PC
steuerlich subventioniert und können als
Äquivalent für zusätzlichen Lohn angese-
hen werden. Die Zurückerstattung der Kos-
ten für Weiterbildung und das Kaufen von
Extra-Freizeit sind dagegen nicht sehr be-
liebt. Die Möglichkeit eines Zuschusses für
den bezahlten Erziehungsurlaub wird so
gut wie überhaupt nicht gewählt und ist ab
dem Jahr 2004 aus der Palette der Wahl-
möglichkeiten sogar ganz gestrichen wor-
den. Insgesamt dominiert bei der Inan-
spruchnahme des Tarifvertrags à la carte an
der Universität Nimwegen deutlich die
dritte Tauschvariante „Zeit gegen Geld“.
Von den Beschäftigten wird mehrheitlich
im Tausch von Freizeit entweder direkt
oder indirekt (in Form von PC, Fahrrädern
oder Extra-Reisekosten) zusätzliches Ge-
halt angestrebt.

Seit dem berühmten Abkommen von
Wassenaar aus dem Jahre 1982 war die De-
vise „Zeit statt Lohn“ ein beliebtes Instru-
ment, die Lohnsteigerungen niedrig zu hal-
ten (Delsen 2000). Mit Hilfe von Arbeits-

zeitverkürzungen in der Form von zusätz-
lichen Freizeittagen sollte der Lohnanstieg
begrenzt werden. Gerade für Wissenschaft-
ler, die ihre Überstunden nicht mehr aus-
bezahlt bekommen, war dies oft keine be-
sonders attraktive Alternative. Trotz beste-
hender Inflation erhielten diese oft keine
oder nur sehr geringe Lohnerhöhungen,
während sie zwar formal mehr freie Tage
erhielten, in der Praxis aber gar nicht in der
Lage waren, diese auch zu nehmen und le-
diglich Überstundenberge vor sich her-
schoben. Gegenwärtig hat ein vollzeitbe-
schäftigter Wissenschaftler pro Jahr etwa
44 freie Tage, die von manchen als zu viel
empfunden werden. So wird die jetzt im
Rahmen des Tarifvertrags à la carte gege-
bene Möglichkeit, wenigsten einen Teil der
faktisch nicht in Anspruch genommenen
freien Tage gegen zusätzliches Entgelt zu
tauschen, gern angenommen. Im Prinzip
handelt es sich hierbei um eine Gehalts-
erhöhung durch die Hintertür. Der mas-
senhafte „Verkauf“ von freien Tagen führt
jedoch dazu, dass das tarifliche Wahlmodell
keinesfalls kostenneutral ist. Wie van Put-
ten/Thierry (2000) herausgestellt haben,
sind deshalb auch die in der Debatte viel-
fach unterstellten betriebswirtschaftlichen
Vorteile von Arbeitsbedingungen à la carte
zweifelhaft.

4
Fazit

Die hier präsentierten Ergebnisse der Nim-
wegener Fallstudie können nicht unbe-
dingt für alle niederländischen Organisa-
tionen als repräsentativ angesehen werden.
Trotzdem lassen sich aus ihr einige generel-
le Schlussfolgerungen ziehen. Erstens muss
man ernsthaft an der These zweifeln, dass
die geregelte Wahlmöglichkeit den Arbeit-
geber für die Beschäftigten attraktiver
macht. Die niedrige Beteiligung an dem
Wahlmodell der Nimwegener Universität
deutet darauf hin, dass hier keineswegs ein
automatischer Zusammenhang besteht.
Hieraus folgt, dass auch ein zusätzlicher
Effizienzgewinn nicht einfach unterstellt
werden kann. Wichtig ist vielmehr, dass
mehr empirische Untersuchungen Auf-
schluss über die tatsächliche Anwendung
der in den Tarifverträgen à la carte vorge-
sehenen Wahlmöglichkeiten und ihre be-
triebswirtschaftlichen Folgen geben. Das
wird um so wichtiger, als mit einer zuneh-

Tabelle 2: Die Beschäftigten der KU Nimwegen verzichten im Rahmen
des Wahlmodells auf ... (in %)

2002 2003 2004
Freie Tage 70 68 67
Gehalt 30 32 33
Insgesamt 100 100 100

Quelle: Eigene Berechnungen; Daten der KU Nimwegen
Hans Böckler
Stiftung

Tabelle 3: Die Beschäftigten der KU Nimwegen zielen im Rahmen des
Wahlmodells auf ... 
(in % des eingesetzten Gesamtbetrages und der Teilnehmer)

2002 2003 2004
Ziel Betrag Teilnehmer Betrag Teilnehmer Betrag Teilnehmer
Extra Gehalt 34 37 28 30 21 24
PC 39 32 40 36 50 46
Fahrrad 14 16 12 14 14 18
Reisekosten 11 14 15 16 12 11
Weiterbildung 0 0 2 1 0 0
Extra-Freizeit 1 1 4 2 3 2
Total 100 100 100 100 100 100

Quelle: Eigene Berechnungen; Daten der KU Nimwegen
Hans Böckler
Stiftung
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Arbeitszeitverkürzung. Die Gewerkschafts-
führungen und die Beschäftigten scheinen
demnach unterschiedliche politische Prä-
ferenzen zu haben. Der in der Anwendung
der Tarifverträge à la carte zum Ausdruck
kommende große Stellenwert von zusätzli-
chem Gehalt und der vergleichsweise kaum
problematische Verzicht auf freie Tage setzt
insgesamt auch ein deutliches Fragezeichen
hinter die von den niederländischen Ge-
werkschaften propagierte Politik der Lohn-
mäßigung.

hochkomplexe und teure Regulierungs-
systeme zu etablieren, deren Nutzen äu-
ßerst zweifelhaft ist.

Zweitens entsteht mit den Tarifverträ-
gen à la carte auch für die Gewerkschaften
ein politisches Dilemma. Im Gegensatz zu
den Ergebnissen früherer Untersuchungen
gehört mittlerweile der Tausch von Freizeit
gegen mehr Geld zur beliebtesten Tausch-
variante. Eine Mehrheit der Beschäftigten
wendet sich damit praktisch gegen die ge-
werkschaftliche Strategie einer weiteren

menden Differenzierung von Arbeitszei-
ten und Arbeitsbedingungen, die durch
die Wahlmöglichkeiten noch beschleunigt
werden, die Gefahr besteht, dass am Ende
nur schwer zu regulierende und mögli-
cherweise deutlich kostspieligere Entloh-
nungssysteme entstehen. Während einer-
seits die niederländischen Arbeitgeber sich
ständig darüber beschweren, dass der Staat
viel zu viel reguliert und insgesamt zu
„bürokratisch“ ist, wirken sie im Rahmen
der Arbeitsbedingungen selbst daran mit,
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